
BESCHLUSSPROTOKOLL

über die öffentliche Sitzung des Stadtteilbeirates Osterholz am

Montag, den 28.08. 2017 um 18.30 Uhr

im OTe-Saal, OTe-Zentrum, Otto-Brenner-Allee 44-46,  28325 Bremen

Sitzungsbeginn:
18.30 Uhr

Sitzungsende:
21:30 Uhr

TeilnehmerInnen:

Herr Barth

Frau Bohling



Herr Conreder

Frau Contu 

Protokollführung 

Herr Dillmann

Frau Fischer 
 

Frau Haase

Herr Haase

Beiratssprecher 

Herr Hohn 



Herr Kaul

Herr Last

Herr Massmann

Frau Osterhorn

entschuldigt

Frau Pfeiffer

Herr Dr. Restat

Frau Sauer

Herr Schlüter

Sitzungsleitung 

Herr Sporleder



Frau Uysun



Herr Uysun

entschuldigt

Gäste:

Herr Kaal (SUBV)

Herr Ehmke (Gewoba)

Frau Wetzel (AWO)

Frau Schönhoven (Architekturbüro Gräfe Schönhoven)

Die Tagesordnung wurde wie folgt beschlossen:

1. Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 29.05.2017 


(ca., 5 Min.)

2. Wünsche und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger



(ca., 10 Min.)

3. a) Nahversorgung im sog. Nordquartiert in Tenever, Neuwieder Straße

(ca. 45 Min.)

Sachstand über

· Herrn Schumann oder Vertreter (Gewoba)

· Frau Weth, Senator für Umwelt, Bau und Verkehr – Stadtplanung

· Vertreter Interessengemeinschaft Schweizer Viertel

b) Sachstand zur Möglichkeit einer kleinteiligen Nahversorgung auf der Fläche von ehemals Aldi an der Koblenzer Straße (ca. 200 qm). Hierzu eingeladen:

-  Herr Longinus Flenker oder Vertreter, Aldi Nord

-  Herr Dr. Hübotter, Grundstücks GmbH, ggf. vertreten durch das Architekturbüro

4. Sachstand Kita- Neubau an der Koblenzer Straße auf dem ehemaligen 

Aldi- Gelände durch







(ca. 20 Min.)

· Vertreter/ in des Architekturbüros

· Frau Wetzel, AWO Bremen

5. Mögliche Öffnung der Krefelder Straße (für ein halbes Jahr)


(ca. 20 Min.)

6. Anträge; u.a.








(ca. 10 Min.)

Sachstand Windrad Bultensee

7. Mitteilungen des Ortsamtes






(ca. 5 Min.)

8. Verschiedenes








(ca. 5 Min.) 

Zu TOP 1: Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 29.05.2017  

Das Protokoll wurde genehmigt und unterschrieben.

Zu TOP 2: Wünsche und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger
Bereits vor TOP 1 kam aus dem Publikum der Wunsch, 1. die Reihenfolge der TOP umzustellen und den TOP 5 vorzuziehen und diesem 2. deutlich mehr Zeit zu geben. Der Ortsamtsleiter wies darauf hin, dass die TO soeben vom Beirat beschlossen und damit nicht mehr veränderbar sei.

Aus dem Publikum wird bemängelt, dass die Homepage des Ortsamtes nicht aktuell sei. Es wird auf die Umstände hingewiesen und erläutert, dass die Seite ab sofort wieder regelmäßig bearbeitet wird, dass aber nicht alle Unterlagen sofort veröffentlicht werden können. 

Die Sperrung von Fußwegen an drei Stellen wird angesprochen (Ehlersdamm, Graubündner Straße, …). In diesen Fällen gab es Baustellenbesprechungen, zu denen jedoch das Ortsamt nicht hinzugezogen wurde. 

Die Baumpflanzungen an der Poggenburg werden angesprochen. Hierzu hat das Ortsamt nunmehr die Antwort des ASV erhalten, dass die Pflanzungen durch die Umweltbetriebe vorgenommen und in der Saison 2017/ 18 umgesetzt werden sollen. 

Zu TOP 3a): Nahversorgung im sog. Nordquartier in Tenever, Neuwieder Straße

Sachstand über Herrn Kaal (SUBV) und Herrn Ehmke (Gewoba)

Herr Kaal berichtet zum aktuellen Stand. 

Es war in 2009 zunächst schwierig, einen Betreiber zu finden, da die Verkaufsflächenzahl entscheidend sei. 

Aktuell (2017) werde das Zentren- und Nahversorgungskonzept überarbeitet und aktualisiert. Es wird einige Änderungen in OT geben.

Für verbindliche Planungen benötigt die Gewoba einen Bebauungsplan. Die Gewoba wird nicht „gegen das Schweizer Viertel antreten.“  Das Verfahren soll ordnungsgemäß und gutachterlich ablaufen. 

Auf die Frage, warum ein ALDI genehmigt wird, aber nicht im Nordquartier, erklärt Herr Kaal, dass es dieses Konzept seit 2009 gibt, den ALDI aber schon seit 2004 und dass zur Zeit untersucht wird, was möglich wäre. Wichtig sind hierbei die Entfernungen zwischen den Märkten. 

Es wird durch den Beirat darauf hingewiesen, dass der Standort in der Koblenzer Straße am besten geeignet wäre. ALDI habe den Standort damals aus wirtschaftlichem Interesse mit der Auflage verkauft, dass nichts Vergleichbares entstünde. Die Frage sei daher, inwiefern darauf geachtet würde, damit nicht in einigen Jahren eine ähnliche Situation entsteht. Herr Kaal erklärt, dass es sich um privatrechtliche Verträge handelte, die nur für dieses Grundstück gelten, nicht jedoch für Grundstücke in der Nachbarschaft.
Wenn nun die Nahversorgung wegfiele, würde die Attraktivität nach der Sanierung des gesamten Ortsteils Tenever wieder sinken. Auf die Frage, wann die Pläne rechtsverbindlichen Charakter hätten, erklärt Herr Kaal, dass die Empfehlung ein Beschluss der Bürgerschaft sei, an den man sich halten werde.
Bezüglich des Zeitfensters, in dem Ergebnisse vorliegen sollten, werde mit dem Gutachten im Frühjahr 2018 geplant. Die Herstellung des Bebauungsplanes und des Gesamtkonzeptes würde wohl insgesamt ein Jahr dauern. Der Beginn sei aber noch nicht klar. Insofern seien diese Auskünfte unverbindlich. 

Der Beirat erklärt, nicht dauerhaft hinnehmen zu werden, dass keine Nahversorgung besteht. 

Zu TOP 3b): Sachstand zur Möglichkeit einer kleinteiligen Nahversorgung auf der Fläche von ehemals ALDI an der Koblenzer Straße 

Herr Schlüter berichtet zum aktuellen Stand. Der Einzelhandel soll auf der Fläche kleinteiliger und kurzfristiger geplant werden. Es gibt ein Entgegenkommen von ALDI für ein Geschäft mit bis zu 200 qm. 

Die Idee, einen Maribondo- Markt anzusiedeln, kann nicht umgesetzt werden, da Maribondo derzeit keine weiteren Vorhaben in Bremen realisieren kann. Insofern bleibt nur das Nordquartier.

Aus dem Publikum kommt die Kritik, dass die Gewoba in der Pflicht sei, für eine Versorgung in Tenever zu sorgen, dass es bei dem derzeitigen Vorgehen aber wohl noch sehr lange dauern würde. 

Am Samstag, (02.09.2017) auf dem Ellener Dorffest soll eine Unterschriftenliste an Bürgermeister Sieling übergeben werden. Hierzu erklärt das Mütterzentrum, dass bereits ca. 900 Unterschriften gesammelt wurden. 

Für das Mütterzentrum sei der fehlende Handel in der Umgebung besonders ungünstig, da in einigen Projekten (auch durch Kinder) eingekauft werden soll, was so nicht möglich sei und dass die Versorgung im Café Gabriely so sehr umständlich sei.

Es wird die Frage gestellt, warum es in anderen Stadtteilen auf engem Raum mehrere ALDIs und LIDLs gäbe.

Es wird kritisiert, dass die Umsetzung des neuen Nahversorgungskonzeptes wohl noch Jahre dauern könne. Insbesondere für alte und behinderte Menschen sei das schlecht. Warum wird die Stadt nicht in die Pflicht genommen? Es könnten zB Online- Bestellungen per Scout organisiert werden. Hierzu solle noch einmal die Quartiersmanagerin Frau Höpker ansprechen. 

Es besteht Einigkeit darüber, dass das Vorhaben weiter begleitet werden soll. Wenn schon kein rechtlicher Einfluss genommen werden könne, so solle wenigstens politischer Druck ausgeübt werden. 

Zu TOP 4: Sachstand Kita-Neubau an der Koblenzer Straße auf dem ehemaligen ALDI- Gelände durch Frau Wetzel (AWO) und Architekturbüro GräfeSchonhoven

Frau Wetzel berichtet zum aktuellen Stand (Power Point Präsentation). 

Es gibt zwei Kindergärten der AWO in Osterholz (Weserpark und Ellener Feld/ Hallacker).

Zurzeit werde mit sieben Gruppen geplant, davon drei Gruppen für Kinder unter drei Jahren und vier Gruppen für Kinder von 4- 6 Jahren. Das Konzept soll insgesamt flexibel sein. Es müsse noch viel umgebaut werden, insbesondere zum Beispiel das Dach. Die Dachkonstruktionen müsse umgebaut werden und es sollen Dachfenster eingebaut werden, damit mehr Licht in alle Räume fallen kann. 

Frau Wetzel erläutert gemeinsam mit dem beauftragten Architekturbüro de Baupläne.

Geplant ist eine Schallschutzwand zur Otto-Brenner-Allee mit einem Betonsockel und einer begrünten Holzkonstruktion. 

Ca. 200 qm des Geländes werden für Nahversorgung frei gehalten werden. 

Die Begrünung und Bepflanzung soll erhalten bleiben. Geplant ist eine „Grüne Oase“. 

Wenn alles gut aufgeht, sollen die ersten Gruppen ab 01.08.2018 Kinder aufgenommen werden können. 

Es wird ein Wärmeschutzgutachten erstellt werden, da befürchtet wird, dass es durch das Flachdach in den Räumen heiß werden könnte. Gegebenenfalls wird eine neue Dämmung eingebaut. Zudem wird es Lüftungsklappen geben, die über Nacht geöffnet sein können, um für Nachtauskühlung und Luftaustausch zu sorgen. 

Die Wände zwischen den Räumen werden aus Holzrahmenbau und Trockenbau bestehen. Manches kann daher später nach Bedarf verändert werden. Die Räume für die 5-6-jährigen Kinder sollen ungefähr 50qm groß sein. 

Ein Werkraum ist gut vorstellbar. Das Team entwickelt ein pädagogisches Konzept, zu dem auch das Forschen durch die Kinder gehören soll. Ein Werkraum würde gut in dieses Konzept passen.

Es wird eine Vollküche geben. 

Es wird geschützte Bereiche für die Kinder im Alter unter drei Jahren geben. Hierzu wird eine gesonderte Trenntür vorhanden sein.

TOP 5: Mögliche Öffnung der Krefelder Straße (für ein halbes Jahr)

Der Sprecher des Bauausschusses berichtet von der Sitzung des Ausschusses am 06.04.2017. Dort wurde beschlossen, die Straße zunächst für ein halbes Jahr probeweise zu öffnen. Da die Abstimmung nicht einstimmig verlaufen war, soll jetzt ein Beiratsbeschluss herbeigeführt werden.

Das Thema wird mit den Anwohnern kontrovers diskutiert. 

Auf die Frage, warum die Straße geöffnet werden soll, wird erklärt, dass zum einen der Grund für die ursprüngliche Sperrung entfallen ist. Der Durchgangsverkehr von Mercedes könne jetzt die Hermann-Koenen-Straße nutzen. Zum anderen gebe es Probleme beim Herausfahren aus der Straße am Hallacker. Vor und während der halbjährigen Probeöffnung solle der Verkehr gezählt werden. Erst danach soll entschieden werden, ob die Straße endgültig geöffnet bleibt oder wieder gesperrt wird. 

Von Seiten der Anwohner wird angemerkt, dass es bereits Zählungen gegeben habe. Es wird die Frage gestellt, welchen Nutzen die Öffnung tatsächlich hab und wer sie tatsächlich wolle. Ein Stau und Durchgangsverkehr sei in der Straße Große Vieren zu befürchten. Es wird aus einem Brief des Ortsamtes aus dem Jahr 2001 vorgelesen, nachdem es angeblich keinen Grund für eine Öffnung gäbe. 

Der Antrag auf die Öffnung wurde nicht durch die Anlieger, sondern durch den Bauausschuss gestellt.

Die Anwohner merken an, dass der Verkehr nach offiziellen Aussagen aus der Stadt raus solle, mit der Öffnung werde jedoch das Gegenteil erreicht.

Der Beiratssprecher weist darauf hin, dass der Beirat als demokratisches Gremium Themen diskutieren und entscheiden dürfe. Da die Öffnung nur für ein halbes Jahr beabsichtigt sei, solle man das Thema vielleicht als Diskussionsprojekt sehen und nach dem halben Jahr die Erfahrungen austauschen, bevor weitere Entscheidungen getroffen werden. 
Die Vertreter der Grünen weisen darauf hin, dass die Straße bereits seit 1987 gesperrt sei. Die Sperrung habe damals einen Grund gehabt, der sich bis heute nicht geändert habe. Da in der Ausschusssitzung die Abstimmung mit 5:1 ausgegangen sei, sei jetzt die Beiratsentscheidung beabsichtigt. Es wird aus einem Schreiben des ASV vom 15.05.2017 verlesen. Die Grünen würden dem Antrag auf Öffnung der Straße nicht zustimmen.

Von Seiten der Anwohner wird kritisiert, dass der Bauausschuss nicht auf die Argumente des ASV eingegangen sei und bisher keine Argumente für die Öffnung der Straße vorgebracht worden seien. 

Es wird erklärt, dass die Argumente bereits genannt worden seien. Zum einen könne der Durchgangsverkehr von Mercedes durch die Hermann-Koenen-Straße fahren, zum anderen sei die Kreuzung an der Osterholzer Landstraße unübersichtlich. Dieses sei zudem bereits häufiger in den Ausschusssitzungen diskutiert worden. Es wird darauf hingewiesen, dass das ASV auf bestimmte Dinge hinweise müsse. Dieses geschehe zum Teil auch aus Haftungsgründen bzw. um einer eventuellen Haftung vorzubeugen. Die vorgetragenen Punkte seien alle diskutiert worden, daher sei die Öffnung ja auch zunächst für ein halbes Jahr geplant.

Von Seiten der Anwohner wird vorgetragen, dass es nur ein Argument für die Öffnung gäbe, die gefährliche Kreuzung Hallacker / Osterholzer Landstraße. ES gäbe jedoch gefährlichere Ecken. Es wird befürchtet, dass von vielen Autofahrern die Abkürzung über die Krefelder Straße, Am Hallacker und Osterholzer Landstraße genommen wird.

Herr Restat (LINKE) erklärt, dass er eine Sackgasse gut fänden und gegen die Öffnung stimmen würde. 

Die Vertreter der GRÜNEN tragen vor, dass der Bauausschuss die Argumente des ASV hätte reflektieren müssen. Die Grünen halten die Entscheidung für grds. falsch. 

Herr Last (LINKE) erklären, dass das Schreiben des ASV komplett hätte gelesen werden müssen und dass andere Straßen entlastet werden müssten. 

Von Seiten der Anwohner wird vorgetragen, dass das Verwaltungsgericht 1991 entschieden habe, dass es kein Recht auf Umwege gäbe. Es wird gefragt, wer das Gutachten (Verkehrszählung) beauftrage, durchführe und bezahle. Da bisher der Verkehr nicht gezählt worden sei, sei ein Vergleich nicht nötig. 

Es wird angemerkt, dass bisher die Kinder in der Krefelder Straße auf der Straße spielen konnten. Das wird nach der Öffnung nicht mehr möglich sein. 
Aus dem Beirat wird beantragt, eine geheime Abstimmung durchzuführen. 

Es wird eine fünfminütige Pause durchgeführt, in der sich die Fraktionssprecher besprechen. 

Nach der Pause wird explizit durch den Beirat darauf hingewiesen, dass die Öffnung der Krefelder Straße nur in Kombination mit einer Verkehrszählung erfolgen soll („Ohne Zählung keine Öffnung“). Die Reihenfolge von Öffnung und Zählung sowie die Straßen, in denen der Verkehr gezählt werden soll, werden besprochen. Dieses erscheint wichtig, um festzustellen, ob sich durch die Öffnung die Verkehrsströme ändern. Es wird darauf hingewiesen, dass der Beirat zudem nur den Antrag an das ASV stellen könnte, nicht aber das ASV verpflichten, die Öffnung durchzuführen. Ohne gleichzeitige Zählung werde der Beirat jedoch der Öffnung nicht zustimmen. 

Durch den Beirat Osterholz wird der Antrag auf Öffnung der Krefelder Straße gestellt. Der ursprüngliche Antrag wird ergänzt durch die Hinzufügungen, in welchen Straßen der Verkehr gezählt werden soll und dass der Verkehr vor und nach der Öffnung gezählt werden soll. Die endgültige Fassung lautet:

„Der Beirat Osterholz beantragt die Öffnung der Krefelder Straße versuchsweise für sechs Monate. In diesem Zeitraum wird durch Verkehrszählung vor und nach der Öffnung in den Straßen Große Vieren, Am Hallacker und Krefelder Straße festgestellt werden ob unzumutbare Verkehre in dem Wohngebiet entstehen.“

Die Beiratsmitglieder stimmen in geheimer Abstimmung ab. Das Ergebnis lautet wie folgt:

JA: 10 Stimmen

NEIN: 4 Stimmen

ENTHALTUNG: 2 Stimmen

Der Antrag wurde somit mehrheitlich beschlossen.

TOP 6: Anträge; u.a. Sachstand Windrad Bultensee 

a) Der anliegende Antrag zum Windrad am Bultensee wird gestellt und erläutert. Da der ausführliche Antrag erst am Nachmittag im Ortsamt vorlag, konnte er nicht vor der Sitzung versandt werden. Grundsätzlich besteht inhaltlich Einigkeit. Über die Formulierung wird diskutiert. Herr Martin vom Nachbarschaftsverein Bultensee erläutert das Verfahren. Bisher sei nur ein Vorbescheid ergangen. Auf den richtigen Bescheid werde derzeit gewartet. Da ggfs. eine Entschädigungszahlung an den Investor (Planungskosten) drohe, sei ein Antrag auf Veränderungssperre dringend. 

Der Beirat stimmt wie folgt ab:

JA: 16 Stimmen.

Der Antrag wurde einstimmig beschlossen.

Nachtrag: Am 29.08.2017 hat Herr Massmann (SPD) den Antrag mit kleinen, sprachlichen Änderungen und Unterschriften der Fraktionssprecher im Ortsamt erneut eingereicht.

b) Bankplatz Neuwieder Straße 

Durch Umwelt Bremen (Frau Ponten) wurde mitgeteilt, dass von der Site aus kein Interesse am Erhalt des Bankplatzes bestehe. Genaue Kosten könnten nicht mitgeteilt werden. Es müsse mit ungefähr 10.000,00€ gerechnet werden. Hinzu kämen Kosten für die Pflege und Erhaltung in der Zukunft.

Der Bauausschuss hatte bereits in seiner letzten Sitzung beschlossen, den Bankplatz zu erhalten und die Kosten anteilig zu tragen. Da der Beschluss nicht einstimmig sei, solle nun ein Beiratsbeschluss herbeigeführt werden und eine Zurückverweisung an den Bauausschuss erfolgen. 

Der Beirat stimmt wie folgt ab:

JA: 16 Stimmen

Der Antrag wird formal an den Bauausschuss zurück verwiesen. 

c) Plastik auf dem Marktplatz

Durch das Ortsamt wird der Antrag gestellt, die Aufstellung dieser Plastik aus Globalmitteln mit 800,00€ zu bezuschussen.

Der Beirat stimmt wie folgt ab:

JA: 16 Stimmen. 

TOP 7: Verschiedenes

Es wird erneut darum gebeten, dass die Beiratsmitglieder sich entscheiden, in welcher Form Adressen, Telefonnummern und Emailadressen in der zur Zeit überarbeiteten Broschüre und auf der Homepage des Ortsamtes dargestellt werden sollen. 

TOP 8: Mitteilungen des Ortsamtes

Es gibt keine gesonderten Mitteilungen. 

TOP 7. Termin/ Themenabsprache für die nächste Sitzung

Der ursprünglich vereinbarte Termin am 25.09.2017 fällt aufgrund der Bundestagswahl am 24.09.2017 aus. Die nächste Sitzung findet am 16.10.2017 statt. 

Bremen, den 06.09.2017

gez. Ulrich Schlüter


gez.  Wolfgang Haase 
 

gez. Christina Contu

(Sitzungsleitung) 


(Beiratssprecher)


(Protokollführung)
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